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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Susset, Dr. Wörner, Dr. Jenninger, 

Dr. Miltner, Baier, Wawrzik, Burger, Sauter (Epfendorf), Dr. Stavenhagen 
und Genossen 
- Drucksache 7/3477 - 

betr. Massenentlassungen bei der AUDI-NSU-AG im Werksbereich Neckarsulm 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
13. Mai 1975 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


1. Welche unterstützenden und flankierenden Maßnahmen wird die 
Bundesregierung für die von der Entlassung Betroffenen der 
AUDI-NSU-AG im Werksbereich Neckarsulm ergreifen, wenn 
es hier zu Massenentlassungen kommt? 

Die Bundesregierung hat am 23. April 1975 beschlossen, im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur'' zusätzlich 105 Mio DM an Haus- 
haltsmitteln befristet für die Jahre 1975 bis 1977 bereitzustellen, 
damit neue Arbeitsplätze in den Regionen geschaffen werden 
können, in denen regionalwirtschaftliche Auswirkungen der 
Entscheidungen der Volkswagenwerk- und der AUDI-NSU-AG 
in erheblichem Umfang absehbar sind. 

Anhand einer nach dem Gesetz über diese Gemeinschaftsauf- 
gabe erforderlichen Anmeldung der Landesregierung von 
Baden-Württemberg sowie anderer betroffener Länder erstellte 
die Bundesregierung den Entwurf einer Ergänzung des 4. Rah- 
menplans dieser Gemeinschaftsaufgabe. Dieses Sonderpro- 
gramm in der Form einer Ergänzung wurde vom Planungsaus- 
schuß der Gemeinschaftsaufgabe am 2. Mai 1975 mit 21 Stimmen 
bei nur einer Gegenstimme gebilligt. 

Für den Werksbereich Neckarsulm sieht die Ergänzung vor, 
daß in den Orten Heilbronn, Neckarsulm mit Bad Friedrichshall 
und Öhringen mit Neuenstein bis zu einem Subventionswert 
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von 20 V. H. der Investitionskosten und in Möckmühl bis zu 
15 V, H. die Errichtung, Erweiterung oder Übernahme gewerb- 
licher Produktionsbetriebe gefördert werden können. Zu die- 
sem Zweck erhält das Land Baden-Württemberg 45 Mio DM 
der Bundesmittel in Höhe von 105 Mio DM; das Land stellt noch 
einmal den gleichen Betrag zur Verfügung. 

Außerdem hat die Bundesregierung bereits die Bundesanstalt 
für Arbeit schriftlich gebeten, sie möge im Rahmen der derzeit 
zur Verfügung stehenden Mittel die Maßnahmen des Arbeits- 
förderungsgesetzes zur Förderung der Arbeitsaufnahme gezielt 
in den betroffenen Arbeitsamtsbezirken, zu denen auch Heil- 
bronn gehört, einsetzen. Weiterhin sollen die Möglichkeiten 
des Europäischen Sozialfonds genutzt werden. 

Die Bundesregierung hat schließlich in der obengenannten 
Sitzung des Planungsausschusses darauf hingewiesen, daß z. Z. 
ERP-Mittel für kleine und mittlere Unternehmen in ausreichen- 
dem Umfang zur Verfügung stehen und daß außerdem die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau gebeten worden ist, Anträge 
aus den betroffenen Regionen mit Vorrang zu bedienen. 

Die Bundesregierung hat die Wirtschaftsminister der Länder 
darauf hingewiesen, daß der Erfolg dieses Sonderprogramms 
davon abhängt, daß zusätzlich Maßnahmen durch die Länder 
ergriffen werden. Dies sind insbesondere Infrastrukturinvesti- 
tionen der Länder und Kommunen sowie in Einzelfällen die 
Absicherung der Bonität mittelständischer Unternehmen und 
von Arbeitnehmern mit langfristigen Kreditverpflichtungen 
durch Länder und Banken. Die Vertreter der betroffenen Lan- 
desregierungen stimmten diesen Überlegungen zu. 


2. Sieht die Bundesregierung heute die Situation für gekommen, 
wo „nicht hinnehmbare Belastungen für den Arbeitsmarkt" be- 
stehen, und mit welchen Maßnahmen ist sie bereit, ihre Ankün- 
digung vom 26. August 1947 wahrzumachen, wonach die Bundes- 
regierung dagegen mit „mittel- und längerfristigen Zielsetzun- 
gen regional- und strukturpolitisch Vorgehen" wird? 

Nach der Entscheidung von Vorstand und Aufsichtsrat der 
Volks wagen werk- AG vom 14./15. April 1975 hat die Bundes- 
regierung die regional wirtschaftlichen Auswirkungen dieser 
Unternehmensentscheidung sofort überprüft und bereits - wie 
in der Antwort auf Frage Nr. 1 festgestellt - am 23. April 1975 
eine grundsätzliche Entscheidung hinsichtlich regionalpoliti- 
scher Maßnahmen getroffen. Im übrigen sei darauf hingewiesen, 
daß der Bundesminister für Wirtschaft bereits am 9. April 1975 
den Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur'' im Hinblick auf die 
von der Geschäftsordnung bindend vorgeschriebene Drei- 
Wochen-Frist für den 2. Mai 1975 eingeladen hat, um über die 
regionalwirtschaftlichen Auswirkungen zu beraten. Somit ist im 
Sinne des einschlägigen Gemeinschaftsaufgabengesetzes die 
Entscheidung über zu ergreifende Maßnahmen schnellstmöglich 
getroffen worden. 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, als öffentlicher Auftraggeber 
kurzfristig verstärkt Aufträge in diesen Wirtschaftsraum als 
schnellwirkende Maßnahmen zu vergeben und ggf. welche? 

Die Bundesregierung prüft bereits konkrete Möglichkeiten für 
eine verstärkte Auftragsvergabe. Bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge sind jedoch die Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen (VOB) und die Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) 
zu beachten, die einer Bevorzugung bestimmter Teilräume sehr 
enge Grenzen setzen. Nach Ansicht der Bundesregierung ist 
daher dem zu Frage Nr, 1 dargestellten Katalog gezielter Maß- 
nahmen der Vorzug zu geben. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, im Fall von Massenentlassungen 
bei der AUDI-NSU-AG im Werksbereich Neckarsulm ein Son- 
derprogramm mit Investitionshilfen und anderen geeigneten 
Maßnahmen zur Ansiedlung neuer Betriebe in den betroffenen 
Gebieten durchzuführen? 


Die Bundesregierung hat am 2. Mai 1975 im Planungsausschuß 
das erwähnte Sonderprogramm vorgelegt und dafür die Zu- 
stimmung von zehn Bundesländern erhalten. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, nachdem aufgrund eines ein- 
seitigen Verteilungsschlüssels keine Mittel aus dem Konjunk- 
turprogramm vom 12. Dezember 1974 weder für Lohnkostenzu- 
schüsse noch für Mobilitätszulagen in Baden-Württemberg in 
Anspruch genommen werden können, die Verteilungskriterien 
so zu ändern, daß Baden-Württemberg an diesem Programm 
teilhaben kann? 

Die für die besonderen arbeitsmarktpolitischen Beschäftigungs- 
hilfen gewählte räumliche Abgrenzung ist nicht einseitig. Im 
Interesse einer konzentrierten Förderung begünstigt sie - nach 
den Daten, die im Dezember 1974 zur Verfügung standen - 
diejenigen Arbeitsamtsbezirke, die in einem dreimonatigen 
Zeitraum (September, Oktober, November 1974) eine ausge- 
prägt hohe Arbeitslosigkeit von jeweils mindestens 0,5 Pro- 
zentpunkten über dem Bundesdurchschnitt hatten. Legte man 
für die räumliche Abgrenzung die Arbeitslosigkeit in den Mo- 
naten Januar, Februar und März 1975 zugrunde, erfüllte gleich- 
falls kein Arbeitsamtsbezirk in Baden-Württemberg die För- 
derungsvoraussetzungen. 

Die Bundesregierung hat am 9. April 1975 beschlossen, die 
besonderen arbeitsmarktpolitischen Beschäftigungshilfen weder 
zu verlängern noch die zugrundeliegenden Richtlinien - und 
damit die räumliche Abgrenzung - zu ändern. Maßgeblich für 
diese Entscheidung war, daß Änderungen der Richtlinien, die 
wegen der zu Ende gehenden Laufzeit der Beschäftigungshilfen 
mit einer Verlängerung dieser Maßnahmen gekoppelt werden 
müßten, zu einer schwerwiegenden Benachteiligung der Unter- 
nehmen in den neu zu fördernden Arbeitsamtsbezirken führen 
würden, die im Vertrauen auf das Fortbestehen der geltenden 
Regelung ihrer Beschäftigtenzahl zwischenzeitlich erhöht oder 
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vor dem neu festzusetzenden Stichtag, gegenüber dem sich die 
Beschäftigtenzahl steigern muß, nicht reduziert haben. Dies 
wäre unvertretbar. 


6. Ist die Bundesregierung wenigstens bereit, im Fall von Massen- 
entlassungen bei der AUDI-NSU-AG im Werksbereich Neckar- 
sulm Lohnkostenzuschüsse und Mobilitätszulagen in den betrof- 
fenen Bereichen zu gewähren? 

Die Bundesanstalt für Arbeit wird in den von der Arbeitsplatz- 
reduzierung bei der Volks wagenwerk- AG betroffenen Regio- 
nen, so auch im Raum Heilbronn-Neckarsulm, sämtliche geeig- 
neten Maßnahmen des Arbeitsförderungsgesetzes gezielt ein- 
setzen. Insbesondere werden die Eingliederungsbeihilfen in 
Form von Darlehen oder Zuschüssen zu den Lohnkosten an 
Arbeitgeber sowie die Hilfen zur regionalen Mobilität der 
Arbeitnehmer in Gestalt von Trennungsbeihilfen, überbrük- 
kungsb eihilf en und Zuschüssen zu den Kosten für Bewerbung, 
Reise, Umzug, Arbeitsausrüstung verstärkt zur Anwendung 
gelangen. 

Die Bereitstellung von Beschäftigungshilfen nach dem Pro- 
gramm vom 12. Dezember 1974 wäre in den betroffenen Regio- 
nen nicht zweckdienlich, da es dort nicht um die Besetzung vor- 
handener, sondern anstelle gegenwärtig und zukünftig weg- 
fallender um die Schaffung neuer Arbeitsplätze geht. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung heute ihre Antwort vom 
26. August 1974 auf die Frage des Abgeordneten Susset, der 
schon damals auf die Gefährdung der Arbeitsplätze im Werks- 
bereich Neckarsulm hingewiesen und entsprechende Maßnah- 
men gefordert hat, als sie antwortete, sie sehe z. Z. keinen 
Anlaß für die Annahme einer besonderen Gefährdung der Ar- 
beitsplätze bei AUDI-NSU? 

Die Bundesregierung beurteilt ihre im Sommer 1974 gegebene 
Antwort nach Form und Inhalt völlig korrekt. 
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